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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage-der Abgeordneten Blumenfeld, Frau Tübler, Bremer, Orgaß, 
Dr. Waffenschmidt, Dr. Müller-Hermann, Dr. Kiiesing, Dr. Wagner (Trier), Breidbach, 
Braun, Rollmann und Genossen 
- Drucksache 7/3139 - 

betr. wachsender Verwaltungsaufwand bei den Zolldienststellen 


Der Bundesminister der Finanzen hat mit Schreiben vom 11. Fe- 
bruar 1975 - III B 8 - Z 1070 - 18/75 - die Kleine Anfrage wie 
folgt beantwortet: 


1. Welche Konsequenzen hat die Bundesregierung zur Beseitigung 
von Mißständen aufgrund der EG-Zollverordnungen aus dem 
Memorandum der Leiter der Zollverwaltungen der Mitglieds- 
länder der Europäischen Gemeinschaften vom 18./19. Oktober 
1973 gezogen? 

2. Ist die Bundesregierung in der im Grünbuch zur Lage der Zoll- 
verwaltung in der Bundesrepublik Deutschland datiert vom 
30. April 1974 veröffentlichten Voraussetzung für die Beseiti- 
gung von Mißständen zwischenzeitlich beim EG-Ministerrat 
initiativ geworden, und wenn ja, mit welchem Erfolg? 

1. Das in Frage 1 bezeichnete Memorandum der Leiter der 
Zollverwaltungen der Mitgliedstaaten der Europäischen Ge- 
meinschaften vom 18./19. Oktober 1973 ist mit auf deutsche 
Initiative zustande gekommen und dem EG-Ministerrat zuge- 
leitet worden. Im nationalen Bereich hatte etwa zur gleichen 
Zeit eine Bestandsaufnahme stattgefunden, deren Ergebnisse 
in dem in Frage 2 erwähnten „Grünbuch zur Lage der Zollver- 
waltung der Bundesrepublik Deutschland 1974" im Mai 1974 
veröffentlicht worden sind. Aus den darin enthaltenen Verbes- 
serungsvorschlägen sowie weiteren Vorschlägen des Bundes- 
ministeriums für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten ist 
das „Memorandum der Bundesregierung zur Vereinfachung des 
zur Durchführung der Zollunion und der gemeinsamen Agrar- 
marktorganisationen erlassenen Gemeinschaftsrechts" hervor- 
gegangen, das vom Kabinett im Juni 1974 verabschiedet und 
im Juli 1974 dem EG-Ministerrat vorgelegt worden ist. Der EG- 
Ministerrat hat die EG-Kommission aufgefordert, dazu Stellung 
zu nehmen. 

Der EG-Ministerrat hat außerdem auf Grund des Memorandums 
der Leiter der Zollverwaltung bereits am 27. Juni 1974 
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eine Entschließung über die Maßnahmen zur Vereinfachung der 
Aufgaben der Zollverwaltung gefaßt, die inhaltlich in allen 
wesentlichen Punkten dem Memorandum der Leiter der Zoll- 
verwaltungen entspricht (Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften 1974 Nr. C 79/1). 

2. In den bezeichneten Memoranden wird von allem auf zwei 
Schwierigkeiten hingewiesen, nämlich 

— die zu kurzen Fristen bei Erlaß und Änderungen des EG- 
Rechts, 

— die zu komplizierten EG-Regelungen. 

Aufgrund der Memoranden ist bisher erreicht worden: 

— Die Frist zwischen Erlaß und Anwendung des Gemeinschafts- 
rechts soll jetzt grundsätzlich im Tarifbereich sechs Wochen 
betragen. So wurde zum Beispiel der Zolltarif für 1975 erst- 
mals rechtzeitig veröffentlicht. Allerdings wurde noch eine 
Reihe von EG- Verordnungen, die Bestandteil des Zolltarifs 
bilden, mit erheblicher Verspätung bekanntgegeben. Die zu- 
ständige Dienststelle der Kommission ist auf diesen Mangel 
hingewiesen worden. Sie hat versichert, man werde sich 
nachdrücklich darum bemühen, Wiederholungen künftig zu 
vermeiden. 

— Die Vereinfachungsvorschläge zur Durchforstung des Ge- 
meinschaftszollrechts werden zur Zeit von den zuständigen 
Gremien der EG-Kommission geprüft. 

In zwei Punkten sind bereits konkrete Ergebnisse erzielt 
worden: Acht verschiedene Warenverkehrsbescheinigungen 
im Rahmen der Freihandelsabkommen mit den EFTA-Staa- 
ten sind durch ein einheitliches Formular ersetzt worden, 
das schrittweise auch für die übrigen Präferenzabkommen 
der Gemeinschaft eingeführt werden soll. Ferner ist inzwi- 
schen eine EWG-Verordnung beschlossen und in Kraft ge- 
setzt worden, die sehr weitgehende Vereinfachungen bei der 
Ausstellung von Warenverkehrsbescheinigungen für Aus- 
führer zuläßt, die häufig Waren exportieren. 

Die Prüfung der Vereinfachungsvorschläge auf dem Agrar- 
sektor wurde zunächst zurückgestellt, da die dafür zustän- 
digen Dienststellen der Kommission die vom EG-Minister- 
rat beschlossene Bestandsaufnahme vorbereiten mußten. 

Die Bundesregierung wird auch weiter darauf achten, daß 
die deutschen Vorschläge in den EG-Gremien zügig, jedoch 
mit der ihrer Bedeutung entsprechenden Sorgfalt behandelt 
werden. 


3. Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß es zur 
Zuweisung einer Code- bzw. Zolltarifnummer im Bereich des 
Fleischimports z. B. vonnöten ist, einen Gefrierblock Fleisch auf- 
zutauen, um festzustellen, ob es im Stück oder maximal fünf 
Teile sind, und welche Initiativvorschläge - hat sie beim EG- 
Ministerrat zur Abschaffung dieses unhaltbaren Zustandes ge- 
macht? 

Die Zuordnung einer Ware zu einer Zolltarif stelle ist für die 
Höhe der jeweils zu erhebenden Abschöpfung bzw. des Zolls 
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maßgeblich. Die Unterteilung bei Rindfleisch in Teilstücke mit 
und ohne Knochen trägt den gegebenen erheblichen Wert- und 
Qualitätsunterschieden Rechnung und berücksichtigt diese bei 
der Abgabenhöhe. Die Handelsform f , Vorderviertel r in höch- 
stens fünf Teilstücke zerlegt und in einem einzigen Gefrierblock 
auf gern acht" [Tarifstelle 02.01 A II a) 2 dd) 2 aaa)] tritt insbe- 
sondere bei Lieferungen aus Südamerika auf und ist deshalb 
innerhalb der Marktordnung ausdrücklich angesprochen. Für 
Zwecke der Tarifierung wird ein solcher Gefrierblock nur dann 
aufgetaut, wenn dies aus Gründen besonderer Feststellungen 
oder der im Interesse der steuerlichen Gleichbehandlung not- 
wendigen Stichproben erforderlich ist. 


4. Wie vereinbart es sich mit der Vorstellung der Bundesregierung, 
daß die Zollverwaltung auch als Dienstleistungsbetrieb zu sehen 
sei, wenn die Zollverwaltung nach den bisher geltenden Be- 
stimmungen eine gerechte Abgabenbelastung kaum erzielen 
kann? 

7. Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß ein Impor- 
teur, der sich um eine genaue Anmeldung bemüht, eine höhere 
Zollabgabenbelastung zu tragen hat als jemand, der die Fülle 
der Verordnungen mit der Erschwernis ihrer Durchführbarkeit 
zu seinen Gunsten ausnützt? 


Gerade weil die Bundesregierung befürchtete, daß wegen der 
Kompliziertheit und Unübersichtlichkeit des europäischen Ge- 
meinschaftsrechts Ungerechtigkeiten nicht ausgeschlossen wer- 
den könnten, hat sie das o. a. Memorandum mit den Verein- 
fachungsvorschlägen vorgelegt. 


5. Ist es für die Bundesregierung ebenso eine Verunsicherung im 
Sinne einer Stabilitätspolitik, wenn die sich ständig ändernden 
Zolltarife und vorläufigen Abgabebescheide dem gesamten 
Importhandel vernünftige Kalkulation erschweren, wenn nicht 
gar unmöglich machen? 

6. Welche Erleichterungen von diesen unhaltbaren Belastungen für 
diesen wichtigen Wirtschaftszweig, die letztendlich den Ver- 
braucher treffen, ist sie gewillt beim EG-Ministerrat zu erwir- 
ken? 


Für den großen Bereich der gewerblichen Waren werden Zoll- 
satzänderungen im allgemeinen nur noch periodisch vorgenom- 
men; sie sind den Interessenten rechtzeitig bekannt. Das wird 
für die Zukunft durch die Ratsentscheidung vom 27. Juni 1974 
(vgl. Antwort zu Fragen 1 und 2) gewährleistet. 

Bei den Agrarwaren liegt die zum Teil täglich mögliche Ände- 
rung von Abschöpfungssätzen im System der Marktordnungen. 
Sie wird voraussichtlich im Rahmen der von der Bundesregie- 
rung geförderten Bestandsaufnahme in diesem Bereich behan- 
delt werden. Das Instrument der Vorausfixierung der Abschöp- 
fungen dürfte aber schon zu einem wesentlichen Teil die Kalku- 
lation der beteiligten Wirtschaftskreise erleichtern. 
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8. Ist die Bundesregierung bereit, bei dieser Sachlage zu bestä- 
tigen, daß die Zollverwaltungen entgegen der Darstellung einer 
Informationsbroschüre des Bundesministeriums der Finanzen 
vom November 1974 in der derzeitigen Situation überhaupt 
nicht in der Lage sind, die „europäische Integration zu fördern"? 

Aus diesen Antworten ist bereits zu entnehmen, daß die Zoll- 
verwaltungen der Mitgliedsländer bemüht und in der Lage sind, 
die europäische Integration zu fördern. Bei Berücksichtigung 
der Fortschritte im Warenverkehr innerhalb der Gemeinschaft 
und bei der Harmonisierung des Zollrechts, auf die hier nicht 
im einzelnen eingegangen werden kann, ist im Gegensatz zu der 
in der Frage enthaltenen Unterstellung die Auffassung gerecht- 
fertigt, daß die Zöllner gegenwärtig an der Spitze der Integra- 
tionsbemühungen stehen? denn die Zollunion hat sich bisher 
in allen Stürmen, die sich in anderen Fachbereichen entwickelt 
haben, als der ruhende Pol und als der am lautlosesten und 
damit am besten funktionierende Teil des gemeinsamen Mark- 
tes erwiesen. 
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